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	Notfallmedikamente


	1.


Für die Bereitstellung entsprechender Notfallmedikamente ist die Beratung z. B. in der Apotheke zu empfehlen.
	Notfallausrüstung

	2.


Um in Notfällen in der Praxis schnell und kompetent reagieren zu können, ist die Bereitstellung einer entsprechenden Notfallausrüstung erforderlich. Für die Zusammenstellung einer praxisindividuellen Notfallausrüstung ist die Beratung durch Notfallexperten (z. B. Rettungssanitäter, Notfallmediziner) zu empfehlen.
Die Notfallausrüstung für die zahnärztliche Praxis erfolgt zu Lasten der Praxis.
	Zahnärztlicher Notfalldienst


	3.


Einrichtung eines Zahnärztlichen Notfalldienstes

Jede/r Zahnärztin/Zahnarzt ist laut Berufsordnung der LZK BW verpflichtet, allgemeine Sprechstunden abzuhalten und während der Sprechstundenzeiten Patienten zu behandeln. Außerhalb der Sprech​stunden ist im Kammerbereich der LZK BW ein „Zahnärztlicher Notfalldienst“ eingerichtet, um die ein​zelnen Zahnärztinnen/Zahnärzte zeitweise von dieser ständigen Pflicht zu zahnärztlicher Hilfeleistung zu befreien und auch ihr Recht auf Freizeit zu wahren.

Für die Kammer besteht auf Grund der im Heilberufe-Kammergesetz normierten Pflicht zur Mitwirkung bei der öffentlichen Gesundheitspflege, die gesetzliche Pflicht zur Einrichtung eines Zahnärztlichen Notfalldienstes.

Die berufsrechtlichen Regelungen zum Notfalldienst sind durch eine umfangreiche Judikatur auch in verfassungsrechtlicher Hinsicht überprüft und für zulässig erachtet worden (BVerfGE 33, 125, 160; BVerwGE 41, 251, 263). 

Begriff des „zahnärztlichen Notfalls“

Unter dem „Notfalldienst“, auch „Notdienst“ oder „Bereitschaftsdienst“ genannt, wird die „Gewährleis​tung der ambulanten Versorgung in dringenden Fällen außerhalb der üblichen Sprechstundenzeiten“ verstanden.

Im Wesentlichen geht es beim „Zahnärztlichen Notfalldienst“ um die dringende Erstversorgung und gebotene Sofortmaßnahmen bei plötzlich eintretenden Ereignissen (z. B. Unfälle, akut auftretende Krankheiten, sich verschlechternde Leiden, akute Schmerzzustände), die einen sofortigen (zahn-) ärztlichen Einsatz erfordern. Der zahnärztliche Notfalldienst lässt sich mithin als „unaufschiebbare zahnärztliche Behandlungsbedürftigkeit in dringenden Fällen“ definieren. Dies ist z. B. auch dann der Fall, wenn ohne eine sofortige Behandlung heftige Schmerzen unzumutbar lange andauern würden.

Ausweislich einer wissenschaftlichen Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (DGZMK) vom 22.10.1998 sind „Notfälle im engeren Sinne, die eine unmittelbare zahnärztliche Behandlung erforderlich machen, nur Unfallverletzungen im Zahn-, Mund- und Kiefer​bereich, Nachblutungen nach zahnärztlich chirurgischen Eingriffen sowie vom Zahnsystem ausge​hende fieberhafte, eitrige Entzündungen“.

Das Landesberufsgericht für Zahnärzte in Stuttgart hat sich in seiner Entscheidung vom 07.10.2000, LNs 3/00, die Definition des Notfalls der DGZMK zu eigen gemacht und zudem ergänzt, dass „ein Notfall aber auch dann vorliege, wenn die/der Zahnärztin/Zahnarzt nur durch ein als baldiges Handeln seinen allge​meinen Berufspflichten aus § 1 (alt) der Berufsordnung für Zahnärzte nachkommen könne. Dazu gehöre nach richtigem Verständnis im ärztlichen wie zahnärztlichen Bereich auch die Beseitigung oder Mi​lderung von Schmerzen. Ob zur Behebung des Schmerzzustandes im Einzelfall ein sofortiges ärzt​liches Handeln erforderlich sei, bemesse sich nicht nur nach der Intensität des Schmerzes, sondern auch nach dem vorhersehbaren Umfang der gebotenen zahnärztlichen Leistung und der jeweiligen Situation des Patienten, auch nach der Frage, ob sich der Patient selbst helfen könne (vgl. Landes​berufsgericht für Heilberufe beim OVG Rheinland-Pfalz, U. v. 01.12.1982, HeilBGE A1.1, Nr. 3.16)“.

Das erkennende Gericht hat in seiner Entscheidung weiter ausgeführt, dass die Frage, ob es sich um einen zahnärztlichen Notfall handele, indes nicht in die Entscheidungskompetenz des Patienten oder eines Dritten, aber auch nicht in die Kompetenz einer/eines Zahnarzthelferin/Zahnarzthelfers falle, sondern eindeutig die/der angerufene Zahnärztin/Zahnarzt dies zu entscheiden habe. Es gehöre zu einer ordnungsgemäßen Berufsaus​übung einer/eines Zahnärztin/Zahnarztes, dafür Sorge zu tragen, dass ihm die Patienten vorgestellt werden, bei denen nicht von vorneherein auszuschließen sei, dass sie als Schmerzpatienten alsbaldiger zahnärztlicher Hilfe bedürfen (so auch Landesberufsgericht für Ärzte, Stuttgart, U. v. 17.07.1982 und 05.11.1988, HeilBGE A 1.1, Nr. 3.15, 3.20; Landesberufsgericht für Zahnärzte, Stuttgart, U. v. 29.06.1999, LNs 6/98).

Nach einer Entscheidung des Oberlandesgericht Köln (U. v. 16.06.1999, Az: 5 U 160/97) verfolgt eine Notfallbehandlung lediglich das Ziel, die Schmerzfreiheit des Patienten herbeizuführen.

In seiner Entscheidung vom 22.05.1981 (Az: BG 7/80) hat das Ärztliche Berufsgericht Niedersachsen sich zur Definition des Notfalles geäußert. Danach seien unter einem Notfall nicht etwa nur Unfälle, plötzlich auftretende Erkrankungen bedrohlichen Charakters oder derartige Verschlimmerungen be​reits bestehender Krankheiten zu verstehen, sondern auch Erkrankungen aller Art von einigem Gewicht, deren Behandlung keinen Aufschub dulde, gleichgültig ob bereits eine Vorbehandlung durch einen Arzt stattgefunden habe oder ob das überhaupt noch nicht der Fall gewesen sei.

Teilnahme am Zahnärztlichen Notfalldienst

Die Pflicht zur Teilnahme am allgemeinen Zahnärztlichen Notfalldienst ergibt sich aus dem Heilberufe-Kammergesetz des Landes Baden-Württemberg (§§ 30 Abs. 3, 31 Abs. 1) sowie aus der Berufs​ordnung der LZK Baden-Württemberg. 

Grundsätzlich ist jede/r ambulant berufstätige Zahnärztin/Zahnarzt verpflichtet, die Teilnahme am Zahnärztlichen Notfalldienst sicherzustellen und daran teilzunehmen. Diese Verpflichtung obliegt im Kammerbereich der LZK BW neben Zahnärztinnen/Zahnärzten in eigener Praxis oder in einer Berufs​ausübungsgemeinschaft, auch angestellten Zahnärztinnen/Zahnärzten bei einer/einem niedergelas​sene/n Zahnärztin/Zahnarzt oder einer juristischen Person des Privatrechts. Mithin unterliegen z. B. auch angestellte Zahnärztinnen/Zahnärzte bei einer Gesellschaft Bürgerlichen Rechts (GbR) oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) der Teilnahmeverpflichtung.

Auch Fachzahnärztinnen/Fachzahnärzte unterliegen der Verpflichtung zur Teilnahme am Notfall​dienst. In § 30 Abs. 3, Satz 2, 2. Halbsatz Heilberufe-Kammergesetz ist gesetzlich normiert, dass auch Zahnärztinnen/Zahnärzte, die eine Gebietsbezeichnung (Kieferorthopädie, Oralchirurgie, Öffentliches Gesundheitswesen) besitzen, am Notfalldienst teilzunehmen haben. Die Rechtmäßigkeit der Ein​beziehung von Fach(zahn-)ärzten in den Notfalldienst wurde bereits mit Urteil vom 10.01.1964 (Az: 2 K 85/63) durch das Verwaltungsgericht Koblenz bejaht.

Die Pflicht zur Teilnahme am Zahnärztlichen Notfalldienst beinhaltet zugleich die Verpflichtung, sich entsprechend fortzubilden und die Praxis so einzurichten, dass Notfallpatienten zweckmäßig versorgt werden können (§ 30 Abs. 3 Satz 2 Heilberufe-Kammergesetz, § 2 Notfalldienstordnung).

Befreiung vom Zahnärztlichen Notfalldienst

Zahnärztinnen/Zahnärzte können auf Antrag nur aus schwerwiegenden Gründen ganz, teilweise oder vorübergehend vom Notfalldienst befreit werden. Die Befreiungstatbestände sind in § 10 der Notfall-dienstordnung der LZK BW geregelt. Befreiungsgründe sind insbesondere:

•
eine körperliche Behinderung, die die Ausübung des Notfalldienstes unmöglich macht, 

•
besonders belastende familiäre Pflichten, die eine Teilnahme unzumutbar machen, 

•
die Teilnahme an einem klinischen Bereitschaftsdienst mit Notfallversorgung,
•
bei Zahnärztinnen ab dem Zeitpunkt der Bekanntgabe der Schwangerschaft und bis zu 12 Mona-ten nach der Entbindung sowie für weitere 24 Monate, soweit nicht der andere Elternteil die Ver-sorgung des Kindes gewährleistet,
•
bei Zahnärzten ab dem Tag der Geburt des Kindes für einen Zeitraum von 36 Monaten, soweit nicht der andere Elternteil die Versorgung des Kindes gewährleistet.
• 
Außerdem regelt § 10 Abs. 2 der Notfalldienstordnung, dass Zahnärzte mit Fachzahnarztbezeichnung auf dem Gebiet der Kieferorthopädie oder die nachweislich ausschließlich kieferorthopädisch tätig sind, auf schriftlichen Antrag vom Notfalldienst befreit werden können.
Im letzten Fall wird für die Befreiung vom allgemeinen Zahnärztlichen Notfalldienst eine Gebühr er​hoben. Denn für diesen Personenkreis sind mit der Befreiung vom Notfalldienst, zu dessen Teilnahme sie eigentlich verpflichtet sind, erhebliche finanzielle Vorteile verbunden. So bedarf es im Falle der Be​freiung keiner Notfall-Fortbildung, keiner Anschaffung eines notfallgerechten Behandlungsstuhles mit Amalgamabscheider sowie keiner für den allgemeinen zahnärztlichen Notfall aus- und fortgebildeten Zahnmedizinischen Fachangestellten. Die Rechtmäßigkeit der Befreiungsgebühr wurde erstinstanzlich vom VG Karlsruhe mit Urteil vom 17.11.2003 (AZ: 12 K 4084/02) festgestellt. 

Was unterfällt dem „Zahnärztlichen Notfall“?

(aus Stellungnahme der DGZMK 8/95, Stand 11/94)
Allgemeines

Zunächst ist zu erwähnen, dass ein allgemeingültiger Katalog, was zu notfallmäßigen Krankheits​bildern gehört, naturgemäß nicht existiert. Die Entscheidung, ob ein Notfall vorliegt, bleibt der Einzel​fallentscheidung der/des behandelnden Zahnärztin/Zahnarztes vorbehalten.

Der Notfalldienst ist jedoch in keinem Fall ein regelmäßiger „Kundendienst“ an arbeitsfreien Tagen zur beliebigen Inanspruchnahme ohne ernstlichen Anlass durch alle Patienten.

Bei den Behandlungsmaßnahmen im Zahnärztlichen Notfalldienst muss zwischen absoluten und rela​tiven Indikationen unterschieden werden. Zu den absoluten Indikationen, die als Notfälle im engeren Sinn zu betrachten sind und eine unmittelbare zahnärztliche Behandlung erforderlich machen, zählen wie bereits erwähnt alle Unfallverletzungen im Zahn-, Mund- und Kieferbereich, Nachblutungen nach zahnärztlich-chirurgischen Eingriffen und die vom Zahnsystem ausgehenden fieberhaften, eitrigen Entzündungen. Die dabei von der/dem Zahnärztin/Zahnarzt zu leistende Hilfe kann sich ggf. auf eine "Notversorgung" beschränken, sie muss jedoch in jedem Falle weitergehende Komplikationen abwen​den und darf eine adäquate Behandlung am Folgetag nicht unmöglich machen. 

Die Beschränkung der Behandlung auf eine Notversorgung ist durchaus gerechtfertigt, da eine nächtliche Behandlung auch für die oder den Notfalldienstverpflichtete/n in der Regel eine »Ausnahmesituation« darstellt und nachts meist ohne qualifizierte Assistenz auskommen muss. Relative Indikationen können alle vom Zahnsystem ausgehenden Erkrankungen mit dem Symptom Zahnschmerzen sein. 

Blutungen 

Anhaltende Blutungen nach zahnärztlich-chirurgischen Eingriffen erfordern eine sofortige zahnärzt​liche Intervention. In vielen Fällen kann durch eine einfache Kompression (z. B. durch Aufbeißen auf einen Tupfer) die Blutung gestillt werden. Die meisten diffusen parenchymatösen Blutungen aus der Alveole oder dem Gingivarand lassen sich durch Elektrokoagulation oder zirkuläre Naht und durch Einbringen eines gerinnungsfördernden Medikaments (z. B. Lyostyp) in die Alveole zum Stillstand bringen. Spritzende Gefäße des Gingivarandes werden koaguliert, entsprechende Blutungen aus der Alveolenwand verbolzt, ebenfalls koaguliert oder durch Einpressen von Knochenwachs versorgt. Kommen die Blutungen nach diesen einfachen Maßnahmen nicht zur Ruhe oder liegt bei dem Patienten eine hämorrhagische Diathese vor, so ist von weitergehenden, meist zeitraubenden und nachts auch oft erfolglosen Bemühungen in der Praxis abzusehen und die Einweisung des Patienten in die nächstgelegene Klinik gerechtfertigt. 

Neben diesen Nachblutungen wird die/der Zahnärztin/Zahnarzt heute in zunehmendem Maße auch mit meist diffusen und anhaltenden Blutungen aus dem Zahnfleischrand im Rahmen von syste​mischen Therapien bei den verschiedenen Formen der Leukämie, Agranulozytosen und Immunsup​pressionen nach Organtransplantationen konfrontiert. Eine systematische Behandlung solcher schwerwiegenden Blutungen ist nur schwer anzugeben, sie erfordert eine enge Abstimmung zwischen Zahnärztin/Zahnarzt und Internisten und übersteigt die Aufgabe des zahnärztlichen Nacht- und Not​dienstes. Ein nächtlicher Behandlungsversuch ist deshalb kontra indiziert und nach anamnestischer Verifizierung der Grunderkrankung der Patient in eine internistische oder mund-, kiefer- und gesichts​chirurgische Fachabteilung einzuweisen.

Pyogene Infektionen 
Echte Notfälle stellen auch alle Formen akuter fieberhafter, eitriger Entzündungen dar, da eine weitere Ausbreitung der Infektion in die Weichteile und damit eine bedrohliche Komplikation im Einzelfall nicht auszuschließen ist. Durch eine rechtzeitige und sachgemäße chirurgische Intervention kann eine Ausweitung der Infektion vermieden werden. In der Mehrzahl der Fälle wird es sich im Nacht- und Not​dienst um subperiostale oder submuköse Abszesse handeln, die ohne Schwierigkeiten in Lokal​anästhesie inzidiert werden können. Die Entlastung des Abszesses befreit den Patienten augen​blicklich von seinen Schmerzen und verhindert eine Ausbreitung der Infektion. Eine konservative The​rapie mit der Verordnung von Antibiotika und physikalischen Maßnahmen (feucht-kalte Umschläge) ist nur bei entzündlichen Infiltraten indiziert und gerechtfertigt, ausgedehnte Weichteilabszesse sind, eine Indikation zur Klinikeinweisung. 

Zahnschmerzen 
Neben diesen Notfällen im engeren Sinn wird der überwiegende Teil der Patienten den zahnärztlichen Bereitschaftsdienst nachts oder an Wochenenden wegen des Symptoms "Zahnschmerzen" in An​spruch nehmen. Hinter diesem Symptom verbergen sich verschiedene Diagnosen, die alle keine Not​fälle im Sinne eines lebensbedrohlichen Zustandes darstellen. In diese Gruppen fallen Zahnschmer​zen, die nach zahnärztlichen Behandlungsmaßnahmen akut auftreten, aber auch oft schon seit Tagen anhaltende Zahnschmerzen bei vernachlässigten Gebissen. Die Ursachen der Schmerzen reichen vom Dolor post extractionem über die Dentitio difficilis bis zur Parodontitis und Pulpitis. Für diese Fälle sollte die Behandlung im zahnärztlichen Notdienst nur in Maßnahmen zur Schmerzausschaltung be​stehen. Weitergehende Behandlungen, wie die Extraktion eines pulpitischen, nicht mehr erhaltungs​würdigen Zahnes, sollten möglichst vermieden werden. Im Gegenteil, es ist davor zu warnen, da sich solche "einfachen Eingriffe" nachts und am Wochenende erfahrungsgemäß leicht zu lang dauernden Operationen ausweiten. Der schmerzstillende Streifen bei der Alveolitis nach Zahnextraktion, die Trepanation des Zahnes bei der Pulpagangrän oder medikamentöse Einlagen bei der Pulpitis stellen in der Regel eine ausreichende Therapie zur Schmerzbeseitigung dar. Durch diese einfachen, aber gezielten Behandlungsmaßnahmen kann der Patient in kürzester Zeit von seinen Beschwerden befreit und für die endgültige Behandlung am Folgetag vorbereitet werden. In diesem Zusammenhang sei nochmals auf die Entscheidung des Landesberufsgericht für Zahnärzte, Stuttgart vom 07.10.2000, LNs 3/00, verwiesen.

Verpflichtung zur Hilfeleistung 

Die Sorgfaltspflicht der/des Zahnärztin/Zahnarztes macht eine Untersuchung jedes Patienten, der sich nachts oder am Wochenende Hilfe suchend an ihn wendet, erforderlich. Eine persönliche telefonische Beratung mit entsprechenden therapeutischen Anweisungen kann nur in Ausnahmefällen an die Stelle der Untersuchung und Behandlung treten. Werden die Untersuchung, eine evtl. notwendige Beratung oder eine Behandlung unterlassen und kommt es nachweislich hierdurch zu einer Komplikation oder zu Nachteilen des Patienten, so setzt sich die/der betreffende Zahnärztin/Zahnarzt der Gefahr des Vorwurfes wegen unterlassener Hilfeleistung oder ggf. sogar wegen Körperverletzung aus und muss mit zivilrechtlichen Konsequenzen rechnen. Eine Entbindung von dieser Beratungs- und Behandlungs​pflicht ist nur in den Kammerbezirken möglich, in denen ein zahnärztlicher Bereitschaftsdienst einge​richtet ist. Dann kann der »Notfall« an die dienstbereite Kollegin oder den dienstbereiten Kollegen ver​wiesen werden. 

Zeitlicher Umfang des Notfalldienstes

Allgemeines

Der zeitliche Umfang des Notfalldienstes ergibt sich aus § 4 der Notfalldienstordnung. Danach ist von Gesetzes wegen ein Notfalldienst an Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen sowie an den Werktagen zwischen Weihnachten und Neujahr einzurichten. Der Notfalldienst beginnt um 8.00 Uhr und endet nach 24 Stunden. 

Die Einteilung zum Notfalldienst kann von der jeweiligen Bezirkszahnärztekammer als zuständige Stelle, die im Einvernehmen mit der zuständigen Kassenzahnärztlichen Vereinigung die Durchführung des Zahnärztlichen Notfalldienstes regelt, auch auf mehrer aufeinander folgende Tage erstreckt wer​den.

Innerhalb der Notfalldiensteinteilung ist am Vormittag und am Nachmittag je mindestens eine einstündige Sprechstunde – in der Regel von 10.00 Uhr bis 11.00 Uhr und von 16.00 Uhr bis 17.00 Uhr – in der Praxis einzurichten, wobei die zuständige Stelle hiervon zeitliche Abweichungen vorgeben kann. Die/der Notfalldienstverpflichtete ist verpflichtet, sich in dieser Zeit in der Praxis zur Verfügung zu halten. 

Behandlungspflicht auch außerhalb der angegebenen Sprechstundenzeiten

Zahnärztinnen/Zahnärzte, die zum Zahnärztlichen Notfalldienst eingeteilt sind, müssen auch außer​halb der Notfall-Sprechstundenzeiten zur Entgegennahme von Patientenmeldungen und zur jeder​zeitigen Behandlung eines Notfallpatienten erreichbar sein.

Haftungsfragen

Grundsätzlich ergeben sich alle haftungsrelevanten Tatbestände zunächst aus dem abgeschlossenen Behandlungsvertrag. 

Zahnärztinnen/Zahnärzte schulden den Patienten eine Behandlung unter Berücksichtigung der aner​kannten Regeln der zahnärztlichen Heilkunde. Sie sind zu regelgerechtem Bemühen zur Wiederher​stellung der Gesundheit verpflichtet. Diese Pflicht umfasst die umfassende Versorgung, insbesondere bei plötzlich auftretenden Beschwerden, unabhängig von den Sprechstundenzeiten. Die Pflicht zur Or​ganisation der Praxis stellt rechtlich gesehen eine Mittelstellung zwischen der/dem Zahnärztin/ Zahnarzt obliegenden Haupt- und Nebenpflichten aus dem Behandlungsschuldverhältnis dar, deren Verletzung zur Leistung von Schadensersatz führt. Es handelt sich dabei um einen Verstoß gegen die Regeln der zahnärztlichen Heilkunde, an die ein objektiver Sorgfaltsmaßstab angelegt wird, der von der Zahnmedizin selbst bestimmt wird. 

Bei einer Praxisvertretung ist eine Haftung der/des Zahnärztin/Zahnarztes gegeben, wenn die Vertre​tungstätigkeit innerhalb der eigenen Praxisräume erfolgt. Erfolgt die Tätigkeit in den Räumen der/des Vertretenen oder handelt es sich um eine Vertretung im Rahmen des Wochenendnotdienstes, so ist eine Haftung Dritter gegeben. 

An Wochenenden und Feiertagen, an denen der Notfalldienst eingerichtet ist, sind die Zahnärztinnen/ Zahnärzte von dieser Verpflichtung befreit.
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